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Ordnung zur 2. Änderung der Vergabeordnung der Stadt Xanten 

vom 20.10.2017 
 
 
Aufgrund des § 7 Abs. 1 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 15. 11. 2016 (GV. NRW. S. 966), hat der Rat der Stadt Xanten am 19.10.2017 folgende 
Ordnung zur 2. Änderung der Vergabeordnung der Stadt Xanten beschlossen:  

 
§ 1 

 
Ziffer 2, Buchstabe n) erhält folgende neue Fassung: 
 
„n) Vergabehandbuch des Bundes (VHB Bund)“ 
 
Ziffer 2, Buchstabe o) entfällt 

 
§ 2 

 
In Ziffer 4.1, Satz 2 wird die Angabe „§ 116“ durch die Angabe „§ 106“ ersetzt. 
 
Die bisherigen Ziffern 4.9 bis 4.11 werden zu den Ziffern 4.8 bis 4.10. 
 
 

§ 3 
Inkrafttreten 

 
Die Ordnung zur 2. Änderung der Vergabeordnung der Stadt Xanten tritt am Tage nach ihrer 
öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Ordnung zur 2. Änderung der Vergabeordnung der Stadt Xanten wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Ordnung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Ordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss der Ordnung vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Xanten, 20.10.2017 
gez. 
Thomas Görtz 
Bürgermeister 
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Benutzungs- und Gebührensatzung 

für Unterkünfte 
für Flüchtlinge und Obdachlose 

der Stadt Xanten 
vom 20.10.2017 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NW.S. 666, SGV. NRW 2023), 
zuletzt geändert am 25.06.2015 (GV.NRW S. 496) und der §§ 2, 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 
(GV.NRW S. 712), zuletzt geändert am 15.12.2016 (GV.NRW S. 1150) hat der Rat der Stadt 
Xanten am 19.10.2017 folgende Gebührensatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 Öffentliche Einrichtungen 
 

(1) Die Stadt Xanten unterhält zur vorübergehenden Unterbringung 

  
a) von ausländischen Flüchtlingen gem. § 2 des Gesetzes über die Zuweisung und      

Aufnahme ausländischer Flüchtlinge/Flüchtlingsaufnahmegesetz (FlüAG) vom 
28.02.2003 (GV.NRW S. 93) in der jeweils geltenden Fassung und  

 
b) von ausländischen Flüchtlingen, die Leistungen nach dem SGB II oder dem SGB XII 

erhalten,  

 
c) von Obdachlosen, die gem. § 14 des Ordnungsbehördengesetzes (OBG) vom   

13.05.1980 (GV.NRW S. 528) in der jeweils geltenden Fassung unterzubringen sind,  
 
Übergangswohnheime und Wohnungen bzw. Zimmer in Wohnungen- nachfolgend Unterkünfte 
genannt - als öffentliche Einrichtungen.  

 
(2) Das Benutzungsverhältnis ist öffentlich-rechtlich. 
 

 
§ 2 Unterkünfte 

 
(1) Welche Unterkünfte diesem Zweck dienen, bestimmt die Bürgermeisterin oder der 

Bürgermeister. Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister kann durch schriftliche 
Festlegung Objekte streichen oder weitere in den Bestand aufnehmen. Der aktuelle 
Bestand ist dieser Satzung als Anlage beigefügt.  

 
(2)  Darüber hinaus gilt diese Satzung auch für Wohnungen, die den Personengruppen nach § 

1 Absatz 1 Buchstabe a) zum Zweck der Verhinderung oder Beseitigung der 
Wohnungslosigkeit zugewiesen wurden und die sich nicht in einer Unterkunft nach Absatz 1 
befinden. Auch diese Wohnungen gelten als Unterkünfte im Sinne dieser Satzung. 
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§ 3 Benutzungsverhältnis 
 

(1) Die Unterkunft dient der Verhinderung oder Beseitigung der Wohnungslosigkeit und der 
vorübergehenden Unterbringung der Personengruppen nach § 1.  

 
(2) Über die Belegung der Unterkünfte entscheidet die Stadt Xanten nach pflichtgemäßem 

Ermessen. Sie ist berechtigt, im Rahmen der Kapazitäten und der Sicherung einer 
geordneten Unterbringung bestimmte Wohnräume nach Art, Größe und Lage zuzuweisen. 
Ein Anspruch auf eine Zuweisung einer bestimmten Unterkunft oder auf ein Verbleiben in 
einer bestimmten Unterkunft besteht nicht.  

 
(3)  Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister erlässt eine Hausordnung, die Näheres zur 

Benutzung, zum Hausrecht und zur Ordnung in den Unterkünften regelt. 
 
(4) Der Wohnraum in der Unterkunft wird durch schriftlichen Bescheid zugewiesen. Die 

Zuweisung erfolgt jederzeit widerruflich. Mit dem Widerruf erlischt das Recht auf Benutzung 
des zugewiesenen Wohnraums. Den benutzungsberechtigten Personen kann jederzeit das 
Recht für die Benutzung der Unterkunft widerrufen bzw. ihnen können andere Unterkünfte 
zugewiesen werden. Dies gilt insbesondere  

 
a) wenn Räumlichkeiten für dringendere Fälle in Anspruch genommen werden müssen,  

 
b) bei Missachtung des Hausfriedens oder Verstoß gegen Bestimmungen der Hausordnung 

oder dieser Satzung oder 

 
c) bei Standortveränderungen der Unterkünfte oder 

 
d) wenn die Belegungsdichte verändert werden soll oder 

 
e) wenn das Asylverfahren abgeschlossen ist oder  

 
f) wenn trotz schriftlicher Aufforderung mit Fristsetzung keine ausreichenden Bemühungen 

zur aktiven Wohnungssuche vorliegen oder  

 
g) wenn zumutbare Alternativen auf dem regulären Wohnungsmarkt zur Verfügung stehen 

oder 

 
h) wenn die Benutzungsgebühren nicht gezahlt werden.  

 
 

§ 4 Benutzungsgebühren 
 

(1) Die Stadt Xanten erhebt für die Benutzung der in § 2 genannten Unterkünfte 
Benutzungsgebühren. Bemessungsgrundlage für die Höhe der Benutzungsgebühr 
einschließlich der Betriebskosten ist die Nutzfläche der Unterkünfte. Die Nutzfläche setzt 
sich aus der Gesamtwohnfläche aller Unterkünfte nach § 2 dieser Satzung und der in 
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diesen insgesamt zur Verfügung stehenden Gemeinschaftsfläche zusammen. Die zur 
Wohnfläche gehörenden Flächen richten sich nach der Wohnflächenverordnung vom 25. 
November 2003 (BGBl. I S. 2346).  

 
(2) Die Benutzungsgebühr einschließlich der Betriebskosten beträgt je qm Nutzfläche und 

Kalendermonat 23,12 Euro. Der zu jedem Quadratmeter zugewiesener Wohnfläche 
hinzuzurechnende Anteil an der Gemeinschaftsfläche wird durch Division der gesamten 
Gemeinschaftsfläche durch die gesamte Wohnfläche ermittelt.  

 
(3)  Werden neue Unterkünfte nach Inkrafttreten dieser Satzung in den Bestand gemäß § 2 Abs. 

2 aufgenommen, bleibt der angesetzte Kalkulationszeitraum gemäß § 6 Abs. 2 KAG hiervon 
unberührt.  

 
(4)  Die Gebührenpflicht entsteht von dem Tag an, ab dem der gebührenpflichtigen Person die 

Unterkunft zugewiesen wurde. Das Benutzungsverhältnis und die Gebührenpflicht enden 
mit dem Tag der Übergabe und Abnahme der zugewiesenen Unterkunft an bzw. durch die 
Hausmeisterin oder den Hausmeister. Eine vorübergehende Abwesenheit entbindet nicht 
von der Verpflichtung zur Gebührenzahlung.  

 
(5)  Die Benutzungsgebühr ist jeweils monatlich, und zwar spätestens bis zum 3. Werktag eines 

jeden Monats, an die Stadtkasse zu entrichten. Bei Einzug in die Unterkunft und bei Auszug 
aus der Unterkunft erfolgt eine taggenaue Berechnung der Kosten. Überzahlungen 
insbesondere bei Auszug sind auszugleichen. 

  
 

§ 5 Gebührenschuldner 
 

Gebührenschuldner sind die Benutzerinnen und Benutzer der Unterkünfte.  
 
 

§ 6 Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am 01.01.2018 in Kraft.  
 
Gleichzeitig treten folgende Satzungen der Stadt Xanten außer Kraft: 
• Satzung der Stadt Xanten über die Errichtung und Unterhaltung von 

Übergangsheimen -Übergangsheimsatzung– vom 28.03.2017 

• Gebührensatzung für die Benutzung der Übergangsheime für ausländische Flüchtlinge 
vom 17.12.1999 

• Gebührensatzung für die Benutzung der Übergangsheime für Aussiedler und 
Zuwanderer  vom 17.12.2004 

• Gebührensatzung für die Benutzung der Obdachlosenunterkünfte der Stadt Xanten vom 
17.12.2004 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Satzung der Benutzungs- und Gebührensatzung für Unterkünfte für Flüchtlinge und 
Obdachlose der Stadt Xanten wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn, 
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 
b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Xanten, 20.10.2017 
 
gez. 
Görtz 
Bürgermeister 

 
 
 
 
 

Bekanntmachung 
 
 

Ordnungsbehördliche Verordnung 
 über das Offenhalten von Verkaufsstellen  
aus besonderem Anlass (Adventsfest) im 

Gewerbegebiet Xanten-West (Sonsbecker Straße) vom 20.10.2017 
 
 

Aufgrund des § 6 Abs. 1 in Verbindung  mit § 6 Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW) vom 16.11.2006 (GV. NRW. 2006 S. 
516) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbindung mit § 1 der Verordnung zur Regelung von 
Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Arbeits- und technischen Gefahrenschutzes (ZustVO 
ArbtG) vom 25.01.2000 (GV. NRW. S. 54) in der zurzeit gültigen Fassung und der  §§ 27 und 31 
des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden - Ordnungsbehördengesetz 
OBG - vom 13.05.1980 (GV. NRW. S. 528) in der zurzeit gültigen Fassung wird von der Stadt 
Xanten als örtliche Ordnungsbehörde nach Beschluss des Rates vom 19.10.2017 folgende 
Ordnungsbehördliche Verordnung erlassen: 
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§ 1 
 

Die Verkaufsstellen im Gewerbegebiet Xanten-West (Sonsbecker Straße) dürfen am Sonntag, 
den 03.12.2017 aus Anlass des Adventsfestes in der Zeit von 13:00 bis 18:00 Uhr geöffnet sein. 
 

 
 

§ 2 
 
1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig Verkaufsstellen außerhalb der 

zugelassenen Geschäftszeiten offen hält. 
 
2. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der 

Ladenöffnungszeiten mit einer Geldbuße bis zu 500,00 € geahndet werden. 
 

 
 

§ 3 
 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Vorstehende Ordnungsbehördliche Verordnung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweise:  
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Ordnungsbehördlichen Verordnung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt,  
b) diese Ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden,  
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
 
 
Xanten, 20.10.2017 
Stadt Xanten 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Der Bürgermeister  
 
gez. 
 
Thomas Görtz 
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E i n l a d u n g 
 
Hiermit lade ich Sie zu der am  
 
 

Mittwoch, 8. November 2017, 17:00 Uhr, 
 
 

im Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Xanten, Karthaus 2, 46509 Xanten, stattfindenden 
Sondersitzung des Ausschusses für Soziales und Generationen ein. 
 
Tagesordnung: 
 
 
A. Öffentlicher Teil Drucksache Nr. 
 
1 Eröffnung der Sitzung durch den Ausschussvorsitzenden  
   
2 Genehmigung der Niederschrift vom 04.10.2017  
   
3 Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner gemäß § 28 Abs. 8 

i.V.m. § 19 der Geschäftsordnung für den Rat der Stadt Xanten 
 

   
4 Zuschuss zum Anbau/Erweiterung an der katholischen 

Kindertageseinrichtung St. Viktor Xanten zur Einrichtung einer 3. Gruppe  
St 14/1126 

   
5 Anfragen gemäß § 17 der Geschäftsordnung, soweit sie in öffentlicher 

Sitzung zu behandeln sind. 
 

   
6 Fragen von Ausschussmitgliedern gemäß § 18 der Geschäftsordnung, 

soweit sie in öffentlicher Sitzung zu behandeln sind. 
 

   
7 Mitteilungen des Bürgermeisters gemäß § 18 der Geschäftsordnung, 

soweit sie in öffentlicher Sitzung zu behandeln sind. 
 

   
 
 
B. Nichtöffentlicher Teil Drucksache Nr. 
 
1 Anfragen gemäß § 17 der Geschäftsordnung, soweit sie in 

nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln sind. 
 

  
2 Fragen von Ausschussmitgliedern gemäß § 18 der Geschäftsordnung, 

soweit sie in nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln sind. 
 

  
3 Mitteilungen des Bürgermeisters gemäß § 18 der Geschäftsordnung, 

soweit sie in nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln sind. 
 

  
 
Xanten, 20.10.2017 
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gez. Schneider 
Ausschussvorsitzender 

 

Bekanntmachung 
 
 
 
          Schließung des Rathauses und des Hauses der Begegnung 
          am 30.10.2017 

 
 

 
             Am 30.10.2017 sind sowohl die Rathausverwaltung, als auch  das  
             Haus der Begegnung  geschlossen. 
 
             Im Standesamt ist ein Notdienst für die Beurkundung von Sterbefällen  
             am 31.10.2017 in der Zeit von 10:00 Uhr bis 12:00 Uhr eingerichtet. 
 
 
            Xanten, 16. Oktober 2017 
 
            gez. 
 
            Thomas Görtz 
            Bürgermeister 
 
 
 

Bekanntmachung 
 
 
 

Personalversammlung in der Stadtverwaltung Xanten  
am 15. November 2017 
 
 
 
Am Mittwoch, 15. November 2017 findet im Rathaus der Stadt Xanten eine 
Personalversammlung statt. 
 
Aus diesem Grund schließen die Büros im Rathaus am 15.11.2017 von 09:45 bis 
13:00 Uhr. 
 
Die Stadtbücherei öffnet an diesem Tag erst um 14:00 Uhr. 
 
 
 
Xanten, 24.10.2017 
 
gez. 
 
Thomas Görtz 
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Bürgermeister 
 

 

003 K 017/17 

 

 

AMTSGERICHT RHEINBERG 

BESCHLUSS 

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, den 18.01.2018 um 10:00 Uhr,  

im Saal 20, Amtsgericht Rheinberg, Rheinstraße 67, 47495 Rheinberg 

die im Grundbuch von Wardt Blatt 2035 - eingetragene  

Eigentumswohnung in Xanten, Alter-Rhein-Weg 21 

Grundbuchbezeichnung: 

20/100 Miteigentumsanteil an dem vereinigten Grundstück bestehend aus 

Gemarkung Wardt, Flur 35, Flurstück 619, Gebäude- und Freifläche, Alter-Rhein-Weg 

21, groß 232 qm, 

Gemarkung Wardt, Flur 35, Flurstück 620, Gebäude- und Freifläche, Alter-Rhein-Weg 

21, groß 141 qm, 

Gemarkung Wardt, Flur 35, Flurstück 621, Gebäude- und Freifläche, Alter-Rhein-Weg 

21, groß 178 qm, 

Gemarkung Wardt, Flur 35, Flurstück 622, Gebäude- und Freifläche, Alter-Rhein-Weg, 

groß 18 qm, 

verbunden mit dem Sondereigentum an der in sich abgeschlossenen Wohnung im 

Erdgeschoss nebst Kellerraum, im Aufteilungsplan jeweils mit Nr. 2 bezeichnet 



AMTSBLATT DER STADT XANTEN 

- 11 - 

 

versteigert werden. 

Laut Wertgutachten handelt es sich um eine Eigentumswohnung im Erdgeschoß eines 

Fünffamilienhauses, Baujahr 2004, ca. 91  m² Wohnfläche, Renovierungsmaßnahmen 

erforderlich. 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 30.03.2017 eingetragen worden.  

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG auf 172.000 EUR festgesetzt. 

Ist ein Recht in dem Grundbuch nicht vermerkt oder wird ein Recht später als der 

Versteigerungsvermerk eingetragen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im 

Versteigerungstermin vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er muss das 

Recht glaubhaft machen, wenn der Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der 

Feststellung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der Verteilung des 

Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. 

Soweit die Anmeldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unterbleibt oder 

erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich 

unberücksichtigt. 

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine genaue Berechnung des 

Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, Zinsen und Kosten der Kündigung und der die 

Befriedigung aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfolgung, 

einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. Der Berechtigte kann die Erklärung 

auch zur Niederschrift der Geschäftsstelle abgeben. 

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsgegenstandes oder des nach § 55 

ZVG mithaftenden Zubehörs entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstweilige 

Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den Zuschlag erteilt. Geschieht dies 

nicht, tritt für das Recht der Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes. 

Rheinberg, 19.10.2017 

      

gez. 

 

Burike, Rechtspflegerin 
 


